
Suchergebnisse: Brest-Litowsk

5. Dezember 1917 – In Brest-Litowsk ein zehntägiger Waffenstillstand vereinbart

Brest-Litowsk * Zwischen dem Deutschen Reich und Russland wird in Brest-Litowsk ein

zehntägiger Waffenstillstand vereinbart. 

13. Dezember 1917 – Gespräche in Berlin über den Massenstreik

München - Berlin * Kurt Eisner fährt für mehrere Tage in die Reichshauptstadt Berlin, um dort

persönliche Angelegenheiten zu regeln. Er nutzt die Gelegenheit, um mit USPD-Abgeordneten

Gespräche über die aktuelle politische Lage und über den Massenstreik zu führen.  Doch die

Berliner USPD-Funktionäre zögern und stellen ihm dar, dass die Massen für einen allgemeinen

Streik nicht zu haben sind, weil sich trotz der erkennbaren Erregung über die Lebensbedingungen

eine Erschöpfung eingestellt hat.   Nach der Aufnahme der Gespräche über

Waffenstillstandsvereinbarungen in Brest-Litowsk am 5. Dezember 1917 hofft die Bevölkerung

nun auf Frieden, für den unter diesen Voraussetzungen keine besondere Anstrengung zur

Herbeiführung mehr notwendig ist.  Kurt Eisner widerspricht dieser Darstellung vehement und

unterstellt den Parteifunktionären, dass ihnen selbst zu einer derartigen Aktion das notwendige

Vertrauen fehle. Er sieht sehr wohl bei den Massen das lebhafte Bedürfnis nach einer

„idealistischen Aktion“. 

15. Dezember 1917 – Waffenstillstand mit Russland verlängert

Brest-Litowsk * Der Waffenstillstand zwischen Russland und dem Deutschen Reich wird bis zum

14. Januar 1918 verlängert. 

22. Dezember 1917 – In Brest-Litowsk beginnen Friedensverhandlungen

Brest-Litowsk * In Brest-Litowsk beginnen die Friedensverhandlungen zwischen dem Deutschen

Reich und der sowjetrussischen Regierung.

27. Dezember 1917 – Die Deutschen verhandeln für einen Annexionsfrieden
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Brest-Litowsk * Aus den Erklärungen des deutschen Unterhändlers wird deutlich, dass die

Deutschen in den Verhandlungen in Brest-Litowsk keinen Verständigungsfrieden wollen, sondern

gezielt auf einen separaten Annexionsfrieden hinarbeiten.

9. Januar 1918 – Die Friedensverhandlungen in Brest-Litowsk werden fortgesetzt

Brest-Litowsk * Die Friedensverhandlungen zwischen den Mittelmächten und

Sowjetrussland werden in Brest-Litowsk fortgesetzt. Die großen Hoffnungen, die man in die

Friedensverhandlungen gesetzt hatte, werden bitter enttäuscht. Die harten Bedingungen, die das

Deutsche Reich hinsichtlich der Gebietsabtretungen stellt, machen deutlich, dass die deutsche

Regierung an einem Verständigungsfrieden nicht interessiert ist.     Die Generalität will den

Frieden mit Russland nur, um mit den dort frei werdenden Truppen und gestützt auf die Getreide-

und Kohlelieferungen aus den besetzten russischen und ukrainischen Gebieten eine neue

Offensive im Westen starten zu können. Für das Deutsche Kaiserreich gibt es nur Sieg oder

Niederlage, dazwischen gibt es nichts. So rückt der Frieden in immer weitere Ferne.

15. Januar 1918 – In Wien beginnen Rüstungsarbeiter einen Streik

Wien * Der in den Wiener-Neustädter Daimler-Motorenwerken am Tag zuvor begonnene Streik

weitet sich zur politischen Massenstreikbewegung in fast allen Industriegebieten des Habsburger

Reich bis nach Prag und Budapest aus. Bis zum 25. Jänner 1918 werden über 700.000 Arbeiter

in den Ausstand treten. Es kommt zur größten Streikaktion in der Geschichte des Landes. Die

Streikenden fordern nicht mehr nur       eine bessere Lebensmittelversorgung, sondern auch   ein

demokratisches Wahlrecht,    die sofortige Beendigung des Krieges und   einen raschen

Friedensschluss ohne Annexionen in Brest-Litowsk.      In Massenveranstaltungen werden

Arbeiterräte - nach dem Vorbild der russischen Revolution - als ein konkretes Gegenmodell

politischer Interessenvertretung gewählt. Noch am ersten Tag des Wiener Streiks formuliert der

sozialdemokratische Parteivorstand Forderungen an die Regierung, die vom Arbeiterrat

akzeptiert werden. 

19. Januar 1918 – Weitreichende Zusagen an den Wiener Arbeiterrat

Wien * Angesehene österreichische Sozialdemokraten wie Viktor Adler rufen die Streikenden zur

Mäßigung auf und verhandeln mit der Regierung in Wien Verbesserungen aus. Der

k.u.k.-Ministers des Äußern, Graf Ottokar Czernin von und zu Chudenitz, überreicht einer
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Abordnung des Arbeiterrates eine Erklärung, in der er sich verpflichtet, die

Friedensverhandlungen in Brest-Litowsk keinesfalls an territorialen Forderungen scheitern zu

lassen.     Ministerpräsident Ernst von Feuchtenegg sagt Reformen       des

Kriegsleistungsgesetzes und   des Ernährungsdienstes sowie   eine Demokratisierung des

Gemeindewahlrechtes zu. 

20. Januar 1918 – Die Jännerstreiks werden beendet

Wien * Der sozialdemokratische Parteivorstand Österreichs veranlasst eine Regierungserklärung,

die zahlreiche Zugeständnisse an die Streikenden enthält. Darunter die Zusicherung,       die

katastrophale Lebensmittelversorgung zu verbessern und   sich um Friedensverhandlungen zu

bemühen.      Er setzt damit den Beschluss zum Abbruch des Streiks durch. Die Beendigung des

Streiks verärgert die radikale Linke, die sich von den Versprechungen nicht beeindrucken lassen

will. Die Militärs hätten allerdings nicht davor zurückgeschreckt, mit militärischer Gewalt gegen

den Streik und die Streikenden vorzugehen. 

27. Januar 1918 – USPD-Versammlung zu den Friedensverhandlungen in Brest-Litowsk

München-Isarvorstadt * Die Münchner Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands -

USPD führt in den Kolosseum-Bierhallen eine Versammlung zum Thema „Die

Friedensverhandlungen in Brest-Litowsk und das harrende Volk“ durch.Etwa 250 bis 300

Personen sind der Einladung gefolgt. Auch die Polizeibehörde hat zwei Vertreter zur

Überwachung geschickt, weil sie die Versammlung als öffentlich ansieht.  Unter dem Applaus der

Zuhörer hält Kurt Eisner einen kämpferischen Vortrag und nimmt dabei keinerlei Rücksicht auf die

anwesenden Polizeispitzel. Die Versuche der Polizeibeamten, den Redner einzuschüchtern,

werden von der erregten Menge unterbunden.  Er führt u.a. aus, die Zeit ist gekommen, „nicht

den Willen kundzutun, sondern ihn durchzusetzen“. Kurt Eisner bezeichnet den Massenstreik als

das Mittel, „die Macht für die deutsche Demokratie zu erobern“ und „dem Wüten der verblendeten

Herrschenden ein Ende [zu] bereiten“.   Felix Fechenbach bemerkte dazu: Kurt Eisner sprach in

Gegenwart der Polizei „trotzdem, oder gerade deshalb, ohne jede Zurückhaltung, weil er stets die

Meinung vertrat, dass das Aussprechen der Wahrheit der erste Schritt zur Revolution ist“. 

28. Januar 1918 – Kurt Eisner kann vor den Krupp-Arbeitern sprechen

München-Schwabing * In der Schwabinger Brauerei findet am Abend eine von der MSPD und der

Münchner Zeitensprünge Seite 3/7



Gewerkschaften einberufene Veranstaltung zum Thema „Die Übergangswirtschaft vom Krieg zum

Frieden“ statt. Sie wird von etwa 800 Personen besucht. Hauptredner ist der stellvertretende

Landesvorsitzende Franz Schmitt. Der Vortrag endet mit der Warnung, sich - in Hinblick auf die

Berliner Streikmaßnahmen - zu keinen unüberlegten Handlungen hinreißen zu lassen, nachdem

die Friedensverhandlungen von Brest-Litowsk ins Stocken geraten sind.  Die Veranstalter wollen

Kurt Eisner nicht zu Wort kommen lassen. Doch nach einer „heftigen Geschäftsordnungsdebatte“

und gegen den erbitterten Willen des Veranstaltungsleiters und Gewerkschaftsfunktionärs Joseph

Kurt kann Kurt Eisner das Rederecht erringen und das neue Thema „Die gegenwärtige Krisis und

ihre Lösung durch den Massenstreik“ auf die Tagesordnung setzen. Immer wenn Eisner den

Streik nur erwähnt, „jubelt alles“.  Noch bevor über die Teilnahme der Krupparbeiter am Streik

abgestimmt werden kann, gelingt es den Vertretern der MSPD und der Gewerkschaften, die

Versammlung wegen Überschreiten der Polizeistunde aufzulösen.  In seinem

Gefängnistagebuch urteilt Kurt Eisner später über die den Streik ablehnenden

Mehrheitssozialdemokraten, indem er sie als eine „Camorra“ bezeichnet, „die vor keinem Mittel

zurückschreckt, um sich selbst in ihrer verworfenen Stellung zu behaupten“ und stellt sie als eine

„lächerliche Karikatur des preußischen Kasernenstaates“ dar. Konkret wirft er der bayerischen

SPD-Parteiführung eine „riesige unpolitische, ohnmächtige, öde, geistlose und verlogene

Vereinsmeierei“ vor. 

28. Januar 1918 – Revolutionäre Obleute organisieren in Russland Massenstreiks

Russland * Revolutionäre Obleute organisieren in Russland Massenstreiks gegen die

annexionistische Verhandlungsführung der Mittelmächte in Brest-Litowsk. Die Streiks dauern bis

4. Februar 1918 an. 

28. Januar 1918 – Hunderttausend Arbeiter treten in Berlin in den Streik

Berlin * Am ersten Tag des Ausstands folgen rund 100.000 Berliner Arbeiterinnen und Arbeiter

dem Aufruf der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei - USPD zum Streik. Das Motto heißt:

„Frieden und Brot!“. Ihre Hauptforderungen lauten:       Den sofortigen allgemeinen Frieden ohne

Annexion und Kontributionen,   das vollständige Presse- und Koalitionsrecht, sowie

Versammlungsfreiheit,   die Aufhebung des Belagerungszustandes,   die Entmilitarisierung der

Betriebe und Aufhebung des Hilfsdienstgesetzes,   die Freilassung und Aufhebung des

Zuchthausurteils gegen Karl Liebknecht, sowie die Freilassung sämtlicher politischen

Gefangenen und Verurteilten.      Für Deutschland fordern die von den Streikenden gebildeten

Berliner Arbeiterräte eine „durchgreifende Demokratisierung der gesamten Staatseinrichtungen“.
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Das Vorbild der österreichischen Kolleginnen und Kollegen hat auch die deutsche Arbeiterschaft

ermutigt.     Die Versammelten rufen die Arbeiterschaft der Kriegsgegner auf, es ihnen

gleichzutun und ebenfalls in einen Massenstreik einzutreten, „denn erst der gemeinsame,

internationale Klassenkampf schafft Arbeit und Brot“. Zur Umsetzung dieser Forderung sollte es

allerdings nicht kommen.    Dafür gelingt es den revolutionären Obleuten - zwar widerstrebend,

aber strategisch sehr geschickt, - auch die Mehrheits-SPD in den Kampf zu integrieren. Das ist

ein beachtenswerter Versuch der Wiederannäherung. 

9. Februar 1918 – Die Ukraine unterzeichnet mit den Mittelmächten einen Separatfrieden

Brest-Litowsk * Zwischen der weitgehend von Bolschewisten&nbsp;besetzten Ukraine und den

Mittelmächten&nbsp;wird in Brest-Litowsk ein Separatfrieden&nbsp;unterzeichnet.    Dieser

Brotfriede&nbsp;soll die Lebensmittelversorgung der Mittelmächte&nbsp;sichern. Zugleich wird

die Ukraine wirtschaftlich eng an das Deutsche Reich&nbsp;gebunden.&nbsp;

10. Februar 1918 – Leo D. Trotzki beendet die Verhandlungen mit den Mittelmächten

Brest-Litowsk * Der russische Volkskommissar für auswärtige Angelegenheiten, Leo D. Trotzki,

beendet in Brest-Litowsk die Verhandlungen mit den Mittelmächten&nbsp;aus Verärgerung über

den am Tag zuvor abgeschlossenen Separatfrieden&nbsp;mit der Ukraine.&nbsp;

18. Februar 1918 – Die Mittelmächte nehmen die Kampfhandlungen wieder auf

Brest-Litowsk * Die Mittelmächte&nbsp;nehmen nach dem einseitigen Abbruch der

Friedensverhandlungen&nbsp;durch Leo D. Trotzki am 10. Februar die Kampfhandlungen im

Rahmen der „Operation Faustschlag“&nbsp;wieder auf.&nbsp;Generalquartiermeister&nbsp;Erich

Ludendorff arbeitet auf die Abtrennung der gesamten baltischen Küste und Finnlands von

Russland hin.&nbsp;

26. Februar 1918 – Russland kehrt wieder an den Verhandlungstisch zurück

Brest-Litowsk * Nach dem schnellen Vormarsch der Mittelmächte kehren die russischen

Beauftragten für die Friedensverhandlungen wieder an den Verhandlungstisch in Brest-Litowsk

zurück. 
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3. März 1918 – Paraphierung des Friedensvertrages von Brest-Litkowsk

Brest-Litowsk * Der Friedensvertrag von Brest-Litkowsk zwischen der Sowjetregierung und den

Mittelmächten wird durch die Verhandlungsführer paraphiert.        Russland verliert über 25

Prozent seiner Bevölkerung,   27 Prozent seines wirtschaftlich nutzbaren Bodens und    muss die

Unabhängigkeit von Finnland, Estland, Livland, Kurland, Litauen, Polen, Georgien, der Ukraine

und von Teilen Armeniens anerkennen. 

23. März 1918 – Im Reichstag wird der Friedensvertrag von Brest-Litowsk ratifiziert

Berlin * Im Berliner Reichstag&nbsp;wird der Friedensvertrag von

Brest-Litowsk&nbsp;ratifiziert.,Bei der vorausgegangenen Abstimmung stimmen       die

Abgeordneten der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands -

USPD&nbsp;dagegen,   die der Sozialdemokratische Partei Deutschlands - SPD&nbsp;enthalten

sich der Stimme.&nbsp;

6. Juni 1918 – Die USPD bleibt im Parlament völlig isoliert

Berlin * Die USPD kann unter den herrschenden Ausnahmegesetzen fast nur noch den Reichstag

oder die einzelnen Landtage als Tribüne nutzen, um ihre Kritik an der Obersten Heeresleitung -

OHL in die Öffentlichkeit zu tragen. Sie bleibt mit ihrer Einsicht in die verheerenden Folgen der

deutschen Politik auch im Parlament völlig isoliert (sie stimmt als einzige Fraktion gegen den

Friedensvertrag von Brest-Litowsk).    Der USPD-Vorsitzende Hugo Haase gibt sich jedenfalls

diesbezüglich keinerlei Illusionen hin. In seiner Rede im Reichstag sagt er: „Wer etwa glaubte,

daß durch Reden, und seien es die schärfsten Reden, die Regierung in eine andere Richtung

gebracht werden könnte, irrt sich. Die Erfahrungen von fast vier Jahren müssten in dieser

Beziehung aufklärend wirken. […] Das Volk muss eingreifen, der Reichstag hat versagt und wird

weiter versagen.“ 

13. November 1918 – Annullierung des Friedensvertrags von Brest-Litowsk

Moskau * Die Sowjetregierung annulliert den Friedensvertrag von Brest-Litowsk vom 3. März

1918. 

18. November 1918 – Annullierung des Friedensvertrags von Brest-Litowsk abgelehnt
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Berlin * Der Rat der Volksbeauftragten lehnt in Berlin die Annullierung des Friedensvertrags von

Brest-Litowsk durch die Sowjet-Regierung ab. 
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